
190 DVP 5/22 · 73. Jahrgang

Editorial
Jürgen Vahle
Editorial – Und noch’n Gesetz  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .189

Abhandlungen
Edmund Schaaf
Dürfen Tarifbeschäftigte in eigenen oder Angelegenheiten 
naher Angehöriger tätig werden?  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .191
Die §§ 20 und 21 VwVfG und die Gemeindeordnungen aller Flächenländer 
enthalten Bestimmungen, die es verbieten, beratend und entscheidend tätig zu 
werden, wenn die Angelegenheit den Handelnden selbst, nahen Angehörigen 
oder einer anderen natürlichen oder juristischen Person, zu der sie in einer dort 
genannten Beziehung stehen, einen unmittelbaren Vor- oder Nachteil brin-
gen kann. Auch im Vergaberecht gibt es entsprechende Bestimmungen. Diese 
Vorschriften gelten aber nur für den jeweiligen Regelungsbereich. 
Die Beamtengesetze der Länder enthalten Vorschriften, die ein Tätigwerden 
von Beamten in solchen Fällen ausschließen. Im TVöD finden sich jedoch 
keine vergleichbaren Regelungen. Der Beitrag befasst sich mit der Frage, ob 
und wie mögliche Interessenkonflikte durch Dienstvereinbarung oder einzel-
vertragliche Regelungen ausgeschlossen werden können und sollten.
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Ein in der praktischen Anwendung durchaus denkbares Problem ist die Rück-
forderung überzahlter Dienstbezüge. Die Überzahlung der Besoldung kann 
sich dabei aus verschiedenen Gründen ergeben, zumeist dürfte diese jedoch 
durch Veränderungen in der Sphäre des Beamten/der Beamtin (z. B. Wegfall 
des Familienzuschlags Stufe I aufgrund einer Scheidung) bedingt sein.  
Dieser Beitrag soll dabei helfen, den Rückforderungsanspruch systematisch 
darzustellen, und damit für die Praxis eine schnelle Handlungshilfe geben. 
Trotz der im Rahmen der Föderalismusreform I entstandenen Unterschiede 
der bundes- und landesrechtlichen Regelungen besteht dennoch Überein-
stimmung der Bestimmungen über die Rückforderung überzahlter Bezüge 
im Zusammenhang mit dem Wegfall des Gewährungsgrundes. Obwohl in 
diesem Beitrag Bezug auf das Niedersächsische Besoldungsgesetz (NBesG) 
genommen wird, können die Ausführungen daher auch für die weiteren Bun-
desländer und für den Bereich der Bundesbeamten als Grundlage dienen.
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Anlässlich des 75. Geburtstages des Landes Rheinland-Pfalz wird hier ein 
Überblick über die Geschichte des Landes gegeben, angefangen mit den 
Umständen der Gründung bis hin zur Gegenwart und ihren aktuellen Hand-
lungsfeldern.
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Gegenstand dieser Fallbearbeitung aus dem Bereich des Allgemeinen und 
Besonderen Verwaltungsrechts ist eine Fragestellung aus dem Niedersäch-
sischen Denkmalschutzgesetz. Zu prüfen sind die formelle und materielle 
Rechtmäßigkeit einer Verfügung, mit der dem Adressaten die Instandsetzung 
eines Kulturdenkmals aufgegeben werden soll.
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Bei dieser Klausur geht es insbesondere um die Möglichkeit, eine waffen-
rechtliche Erlaubnis aufzuheben. Ergänzend sind Überlegungen zu den Fol-
gen der Aufhebung für den Besitz von Waffen und Munition anzustellen, 
außerdem zur Vollziehbarkeit der Regelungen und der möglichen Vollstre-
ckung von Pflichten.
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Diese Klausur befasst sich inhaltlich insbesondere mit den Schwerpunkten 
Umweltrecht, Drittverpflichtungswiderspruch, Schutznormtheorie, norm-
konkretisierende Verwaltungsvorschriften, Rechtswissenschaftliche Metho-
denlehre, Bescheidtechnik. 
Es handelt sich um eine Online-Fallbearbeitung, sodass die Lösungshinweise 
auf den Webseiten der DVP unter www.mydvp.de zur Verfügung stehen.
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